
Denn die Sowjetunion hat durch diesen Vertrags
abschluß die Richtigkeit der einheitlich allen diesen 
RHV der DDR zugrundeliegenden Prinzipien bestätigt 
und der im wesentlichen übereinstimmenden Regdung 
der einzelnen Rechtsfragen zugestimmt. Obwohl in 
eine Gesamtwürdigung und rechtswissenschaftliche 
Untersuchung auch die zwischen den volksdemokrati
schen Staaten und die von diesen mit der Sowjetunion 
abgeschlossenen gleichartigen, soviel bekannt, im In
halt nicht wesentlich abweichenden RHV einbezogen 
werden müßten, kann man daher sagen, daß schon an 
Hand der RHV der DDR die maßgebenden Grundsätze 
und der neue, sozialistische Charakter der internatio
nalen Rechtsbeziehungen der sozialistischen Staaten, 
der auf dem einheitlichen Klassencharakter ihrer 
sozialökonomischen Ordnung und ihrer Staatsmacht 
beruht, erkannt werden können.

Das politische und völkerrechtliche Grundprinzip 
dieser Verträge besteht in der internationalen sozia
listischen Solidarität. Der gesamte Inhalt der Verträge 
und die ihrer Unterzeichnung vorausgegangenen Ver
handlungen sind ein eindringlicher, beglückender Be
weis für die unerschütterliche Wahrheit, der N. S. 
Chruschtschow auf dem V. Parteitag der SED so be
redten Ausdruck gegeben hat: „daß eben das sozia
listische System den Bürgern die wahre staatliche 
Selbständigkeit sichert, das sozialistische Lager ein 
freiwilliges Bündnis von- gleichberechtigten und sou
veränen Staaten (ist), in dem niemand nach irgend
welchen Sonderrechten für sich strebt, Privilegien 
oder Vorteile sucht“5. Wie die gesamten Beziehungen 
zwischen den befreundeten sozialistischen Staaten, so 
zeichnen sich auch die in den RHV geregelten Rechts
beziehungen durch tiefe gegenseitige Achtung und 
volles Verständnis für die Interessen und Bedürfnisse 
des Vertragspartners aus. Alle Vertragsverhandlungen 
haben lebhaft zum Bewußtsein gebracht, wie der 
Sozialismus die Völker einander nahebringt und feste 
Bande der Freundschaft und der aufrichtigen gegen
seitigen Zusammenarbeit entstehen läßt. Hier konnte 
überhaupt nicht im entferntesten auch nur der Ge
danke aufkommen an die Betonung und Verteidigung 
von Sonderinteressen oder Prestigefragen, wie dies in 
diplomatischen Verhandlungen kapitalistischer Staaten 
üblich ist, die infolge des scharfen Konkurrenzkampfes 
auf die Wahrung eigensüchtiger Vorteile bedacht sind 
und deren RHV daher auf ein Mindestmaß von Ab
machungen beschränkt sind6. Wie völlig anders1 ist 
z. B. die Einstellung zur Frage der Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen der Gerichte und 
anderer Institutionen des Vertragspartners im sozia
listischen Lager: Während die kapitalistischen Staaten 
eine solche Anerkennung meist ablehnen, weil sie auf 
den Schutz ihrer nationalen Rechtsordnung, d. h. der 
Interessen ihres nationalen Kapitals in erster Reihe 
bedacht sind7, enthalten alle RHV zwischen der DDR 
und den befreundeten Staaten den Grundsatz der An
erkennung der rechtskräftigen Entscheidungen des be
freundeten Landes; denn sie erblicken darin keines
wegs, wie die kapitalistischen Staaten, eine Beein
trächtigung ihrer „öffentlichen Ordnung“, sondern den 
Ausdruck der Anerkennung der Souveränität des 
befreundeten Staates und der Gemeinsamkeit der 

• Prinzipien des sozialistischen Rechts. Die Anerkennung 
der Souveränität der DDR kommt hierin besonders 
eindringlich zum Ausdruck; denn die Rechtsprechung 
der Gerichte der DDR wird dadurch ohne jede Nach
prüfung der Urteilsbegründung auf dem Gebiet des 
anderen Vertragspartners als richtig zugrundegelegt 
und ihre Entscheidungen werden bei der Vollstreckung 
grundsätzlich ebenso behandelt wie solche der eigenen 
Gerichte8.

5 „Neues Deutschland“ vom 12. Juli 1958, S. 2.
6 vgl. z. B. Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 

17. Juli 1905 mit Bekanntmachung vom 24. April 1909 (RGBl. 
S. 409);
Deutsch-italienisches Abkommen über die Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen vom 9. März 1936 (RGBl. 1937 II S. 147); 
Deutsch-schweizerisches Abkommen über die Anerkennung 
und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und 
Schiedssprüchen vom 2. November 1929 (RGBl. 1930 H S. 1066).

7 vgl. hierzu Dvofäk, RID 1958 Sp. 147.
8 vgl. RHV mit: CSR Art 27, 49-56, Polen, Art. 51-58, Ungarn 

Art. 54-61, UdSSR Art. 43-49 (hier mit der beachtlichen Ab-

Im Gegensatz zu den Widersprüchen des kapitalisti
schen Lagers verlangen die objektiven Gesetzmäßig
keiten der Entwicklung eine enge und feste Einheit 
zwischen den sozialistischen Ländern. Alle Beziehun
gen zwischen ihnen können nur auf den Prinzipien 
des proletarischen Internationalismus gegründet sein. 
Freüich muß auch in der freundschaftlichen Zusam
menarbeit der sozialistischen Völker der nationale 
Faktor, die geschichtlich bedingten Eigenheiten jedes 
Landes beachtet werden. Darauf beruhen' einige 
Unterschiede im Aufbau und in der Fassung von ein
ander entsprechenden Vorschriften in den verschie
denen Verträgen, die jedoch niemals die Grundsätze 
des Rechtshilfeverkehrs berühren, sondern den Eigen
tümlichkeiten des innerstaatlichen Rechts der verschie
denen Vertragspartner — zum Teil nur im sprach
lichen Ausdruck — Rechnung tragen* 9. Je konsequenter 
das Leninsche Prinzip der Gleichheit und der gegen
seitigen Achtung eingehalten wird, um so mehr wird 
die Freundschaft gefestigt und die Erreichung des ge
meinsamen Zieles gesichert werden. Dieses Prinzip, 
das vor allem die Achtung der staatlichen Unabhän
gigkeit und Souveränität einer jeden Nation fordert, 
schließt die enge brüderliche Zusammenarbeit der 
sozialistischen Länder keineswegs aus, sondern setzt 
sie im Gegenteil voraus und ist andernteils die Vor
aussetzung für die Verwirklichung der internationalen 
Solidarität10. In diesem Geist sind sämtliche RHV der 
DDR beherrscht von den Prinzipien der Achtung der 
Souveränität, der Berücksichtigung der Interessen und 
Bedürfnisse beider Vertragspartner, der gegenseitigen 
Unterstützung und der Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit in allen Vertragsstaaten. Diese Serie 
von RHV, die in das gesamte System der RHV des 
sozialistischen Lagers eingeordnet sind, kennzeichnet 
die DDR als festen Bestandteil des sozialistischen 
Lagers. Diese Reihe internationaler Abkommen hat 
daher, wie der Minister der Justiz, Dr. Hilde Ben
jamin, bei der Unterzeichnung der RHV mit der 
Sowjetunion ausführte, eine große Bedeutung für die 
weitere Festigung des Ansehens der DDR und für den 
Kampf um die Wiedervereinigung Deutschlands. Die
ses einheitliche System von RHV wird dem ganzen 
deutschen Volk und der ganzen Welt erneut zeigen, 
welche enge Freundschaft sich zwischen den Staaten 
des sozialistischen Lagers entwickelt hat.

Der Inhalt dieser Verträge und ihre neuen, den Be
ziehungen der kapitalistischen Staaten überlegenen 
Rechtsprinzipien machen deutlich, wie stark die politi
schen und ökonomischen Grundsätze der gegenseitigen 
Anerkennung und Unterstützung den internationalen 
Rechtsverkehr bestimmen. Auf rechtlichem Gebiet 
leisten daher diese Verträge als Ausdruck der inter
nationalen Solidarität der sozialistischen Staaten einen 
Beitrag zur Festigung der untrennbaren Einheit der 
Innen- und Außenpolitik der vertragschließenden Staa
ten. Einerseits findet das Recht der DDR und seine An
wendung durch die Gerichte und andere staatliche Or
gane als Instrument der Arbeiter-und-Bauem-Macht 
beim Aufbau des Sozialismus in diesen Verträgen inter
nationale Anerkennung durch die Mehrzahl der sozia
listischen Staaten mit der großen Sowjetunion an der
weichung, daß Fragen der örtlichen Zuständigkeit der Ent
scheidung des erkennenden Gerichts gemäß seiner Rechtsord
nung überlassen, also von dem befreundeten ausländischen 
Gericht nicht mehr nachgeprüft werden), Bulgarien Art. 50—57, 
Rumänien Art. 45—51.

9 vgl. z. B. RHV mit CSR Art. 22, Ungarn Art. 18, UdSSR 
Art. 18, Bulgarien Art. 18, Rumänien Art. 18 hinsichtlich des 
Begriffs „einstweilige Kostenbefreiung“;

Ungarn Art. 18, Polen,. UdSSR, Bulgarien, Rumänien Art. 20 
hinsichtlich der ausdrücklichen Erwähnung der Beiordnung 
eines Anwalts;

Art. 17 aller Verträge hinsichtlich der Erwähnung der 
Hinterlegung neben der Sicherheitsleistung;

UdSSR Art. 23 gegenüber Polen Art. 23/24, Ungarn Art. 28/29, 
Bulgarien Art. 24/25 hinsichtlich der Regelung der Eheschei
dung, wobei die Gleichheit oder Verschiedenheit der Voraus
setzungen der Ehescheidung in den Gesetzen des jeweiligen 
Vertragspartners von maßgebender Bedeutung ist.

Die verschiedene Fassung von UdSSR Art. 24, Bulgarien 
Art. 26 und Rumänien Art. 29 gegenüber Ungarn und Polen 
Art. 25 bei der Regelung der Todeserklärung erklären sich 
ebenfalls aus Verschiedenheiten des innerstaatlichen Rechts.

10 vgl. Asisjan in der „Prawda“ vom 22. Dezember 1956, ab- 
gedruCkt in „Neues Deutschland“ vom 28. Dezember 1956, S. 4, 
und Otto Grotewohl in dem Leitartikel zur Woche der DeutsCh- 
TsCheChoslowakisChen Freundschaft, in „Neues Deutschland“ 
vom 25. September 1956.
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